
Stracke: Neues Gesetz gängelt Waldbesitzer
Der Allgäuer CSU-Bundestagsabgeordnete diskutiert mit Vertretern von Forstbetriebsgemeinschaften.

Sein Fazit: Das neue Bundeswaldgesetz der Ampel sei gut gemeint, aber schlecht gemacht.

Memmingen/Unterallgäu Welche bü-
rokratischen Hürden schafft das
neue Bundeswaldgesetz? Und was
kommt auf Waldbesitzer zu mit
der Verordnung zu entwaldungs-
freien Lieferketten auf europäi-
scher Ebene? Darüber diskutierte
der Allgäuer Bundestagsabgeord-
nete Stephan Stracke (CSU) mit
Vertretern des AllgäuHolz Mar-
kenverbands und den Forstbe-
triebsgemeinschaften Marktober-
dorf, Füssen und Memmingen so-
wie der Waldbesitzervereinigun-
gen Kempten und Westallgäu.

AllgäuHolz-Geschäftsführer
Andreas Täger hatte sich zuvor mit
einem Appell an Stracke gewandt:
Waldbesitzer lehnen die geplante
Neufassung des Bundeswaldgeset-
zes ab. Dem stimmt Stracke zu:
„Seit Jahrzehnten stellen sich
Waldbesitzer und Forstbetriebsge-
meinschaften im Allgäu erfolg-
reich dem Thema Umbau zum kli-
mastabilen Wald.“ Eine Fülle an

kleinteiligen Vorgaben, wie sie die
Neufassung des Bundeswaldgeset-
zes vorsieht, nehme ihnen die
Spielräume, um passgenaue Lö-
sungen zu finden. „Das ist eine un-
zumutbare Gängelung.“

Neue Vorschriften und bürokra-
tischen Pflichten würde Waldbe-
sitzer und Forstbetriebsgemein-
schaften gleichermaßen demoti-
vieren, sagt Stracke. Und das in ei-
ner Zeit, in der Klimawandel und
Waldumbau alle Waldbesitzer vor
große Herausforderungen stelle.

„Wie abgrundtief muss das
Misstrauen der Ampel gegen
Waldbesitzer sein, dass sie so ein
Gesetz auf den Weg bringen will“,
fasste Josef Lessmann, Vorsitzen-
der der FBG Memmingen, den Un-
mut zusammen. Stracke: Statt
neuer Verbote und Vorschriften
müsse man weiter auf Anreize set-
zen, damit sich auch künftige Ge-
nerationen mit Begeisterung der
Herausforderung des Waldum-

baus stellen. „Waldbesitzer brau-
chen Freiheit und Freude an der
Bewirtschaftung. Nur dies sichert
den Erhalt der Wälder auf Dauer.“

Waldbesitzer kritisieren zudem

die EU-Verordnung zu entwal-
dungsfreien Lieferketten. Ziel sei
es, in Europa den Handel mit Pro-
dukten zu unterbinden, die zur
weltweiten Entwaldung beitragen.

In der Folge werde ein Bürokratie-
monster geschaffen: Die Verord-
nung verpflichte dazu, jeden Holz-
einschlag genau zu verorten, anzu-
melden und zu dokumentieren.
Dies geschehe ohne erkennbaren
Mehrwert, in Deutschland gibt es
keine Gefahr der Entwaldung.

„Gut gemeint, aber schlecht ge-
macht. Damit lässt sich zusam-
menfassen, welche Hindernisse die
Ampel Waldbesitzern und Forst-
betriebsgemeinschaften unter
dem Deckmantel des hohen mora-
lischen Anspruchs grundlos zu-
mutet“, findet Stracke.

Doch Bundeslandwirtschafts-
minister Cem Özdemir, so Stracke,
sehe nur durch die ideologische
Brille und habe die Verordnung auf
europäischer Ebene nicht verhin-
dert. Jetzt gelte es, in der Umset-
zung zu retten, was noch zu retten
ist. Zugleich müsse das Thema
nach der Europawahl neu aufge-
rollt werden. (AZ)

Stephan Stracke sprach mit Waldbesitzern und Forstbetriebsfachleuten über
die Herausforderungen für den Waldumbau. Foto: Abgeordnetenbüro


